
 

 

Stadtamt Braunau am Inn  
Stadtplatz 38, 5280 Braunau am Inn 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t 
 
 
über die am Donnerstag, den 23. Mai 2024, im Veranstaltungszentrum stattgefundene 
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G e m e i n d e r a t e s 
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Entschuldigt: StR Dir. Josef Knauseder MMBA 
Ersatz: GRE Manfred Obermayr 
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GR Heinz Karl Strobl 
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Ersatz: GRE Alexander Asen 
 
FPÖ-Fraktion: StR Mag. Ing. Gerhard Haberfellner, GR Bettina Bachinger, StR Ing. Hans Pill, 
GR Christian Bachinger, GR Alexander Lechner, GR Claudia Hochhuber 
Entschuldigt: GR Alexander Ranftl 
Ersatz: GRE Martin Murauer 
 
GRÜNE-Fraktion: StR Günter Winterstätter, GR Elke Gapp, GR DI Mag. Manfred Hackl, GR DI 
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Ersatz: 
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AD Mag. Andreas Reiter, FD Mag. Jakob Außerhuber, BD Dipl. Ing. Karl Schug, Gisela Lahner 
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Der Vorsitzende eröffnet die Gemeinderatssitzung und stellt fest, dass die Sitzung ordnungs-
gemäß einberufen wurde und die Beschlussfähigkeit gegeben ist. Weiters verweist er darauf, 
dass die Verhandlungsschrift der Gemeinderatssitzung vom 21. März 2024 aufliegt und diese 
als genehmigt gilt, wenn bis Ende der Sitzung kein Einwand erhoben wird. 
 
 

A: 

I. Antrag des Bürgermeisters: 

1. Behandlung der in der Tagesordnung unter Teil „B“ angeführten 
Verhandlungsgegenstände 
 
Bgm. Mag. Waidbacher berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP I/1 abstimmen.  

Antrag: 
Behandlung dieser Tagesordnungspunkte im nicht öffentlichen Teil der 
Gemeinderatssitzung 

Beschluss 
Antrag angenommen - einstimmig -  

II. Anträge des Finanzausschusses: 

1. Voranschlag 2024 – Überplanmäßige Ausgaben/Kreditübertragungen im Bereich  
Straßenbau und Hochbau 
 
Vbgm. Baccili B.Sc. berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/1 abstimmen. 

Antrag: 
Zustimmung zur Aufstockung der Kreditansätze der im Amtsvortrag genannten Punkte 
a) bis d) sowie Schaffung neuer Kreditansätze zu den im Amtsvortrag genannten 
Punkten e) bis g) gemäß § 79 GemO in Verbindung mit § 13 GHO. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 27.05.2024 / La 
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2. Voranschlag 2024; Mittelfristiger Ergebnis- und Finanzplan  
Voranschlagsprüfung 2024 durch Bezirkshauptmannschaft 
 
Vbgm. Baccili B.Sc. berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/2 abstimmen. 

Antrag: 
Der Prüfungsbericht der Bezirkshauptmannschaft zum Voranschlag 2024 (inkl. MEFP) 
vom 06.03.2024; BHBRGem-2013-361941/22-Ti wird zur Kenntnis genommen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 27.05.2024 / La 

3. Techno-Z Braunau; Generalversammlung – Genehmigung Sitzungsprotokolle 
Protokoll vom 01.12.2023, Protokoll vom 04.03.2024 
 
Vbgm. Baccili B.Sc. berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/3 abstimmen. 

Antrag: 
Beiliegende Protokolle der 35. und 36. ord. Generalversammlung der Techno-Z 
Braunau Technologiezentrum GmbH einschließlich der gefassten Beschlüsse werden 
nachträglich genehmigt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIa am 27.05.2024 / La 

4. 3-Achs LKW-Fahrgestell mit vollelektrischem Antrieb und gelenkter Nachlaufachse 
incl. Wartungsvertrag für 60 Monate, für die Montage eines 
Drehtrommelmüllwagenaufbaues Vergabesumme EUR 327.935,40 netto 
(Vorsteuerabzug) 
 
Vbgm. Baccili B.Sc. berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/4 abstimmen. 
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Antrag: 
Von der Fa. Daimlertruck wird gem. Angebot vom 15.03.2024 ein vollelektrisches 
Dreiachs-LKW Fahrgestell Marke Mercedes Benz Modell e-Actraos 300 mit 
nachgelenkter Achse für die Montage eines Drehtrommelmüllwagenaufbaues zum 
Preis von  
EUR 327.935,40 netto (Vorsteuerabzug) inclusive 60-monatigen Wartungsvertrag 
angekauft. 
Die Finanzierung erfolgt über das außerordentliche Budget Konto 5/8523/0400 (Budget 
2025). Zur Gegenfinanzierung sind für das Gesamtfahrzeug (EUR 464.800,00) Mittel aus 
dem KIP und der FFG Förderung von ca. EUR 400.000,00 avisiert. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIc am 27.05.2024 / La 

5. Drehtrommelmüllwagenaufbau aufgebaut auf einem beigestellten vollelektrischen  
3-Achs LKW-Fahrgestell; Vergabesumme EUR 136.900,-- netto (Vorsteuerabzug) 
 
Vbgm. Baccili B.Sc. berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP II/5 abstimmen. 

Antrag: 
Von der Firma MUT-Steyr Automotive wird gem. Angebot vom 22.03.2024 ein 
Drehtrommelmüllwagenaufbau mit elektrisch betriebener Trommel Marke MUT 205, 
Schüttung Ternberg, zum Aufbau auf ein beigestelltes vollelektrisches Dreiachs-LKW-
Fahrgestell zum Preis von EUR 136.900,00 netto (Vorsteuerabzug) angekauft. 
Die Finanzierung erfolgt über das außerordentliche Budget Konto 5/8523/0400 (Budget 
2025). Zur Gegenfinanzierung sind für das Gesamtfahrzeug (EUR 464.800,00) Mittel aus 
dem KIP und der FFG Förderung von ca. EUR 400.000,00 avisiert. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIc am 27.05.2024 / La 
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III. Antrag des Wirtschaftsausschusses: 

1. Nutzungsvereinbarung ehem. Forstgut, Lach 11 & 12  
Fa. Porr Bau GmbH 
 
StR HR Mag. Gaisbauer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP III/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Der Nutzung durch die Fa. Porr Bau GmbH von ca. 300 m² des Geländes des ehem. 
Forstgutes wird laut vorliegender vollinhaltlich zur Kenntnis genommener 
Nutzungsvereinbarung im Entwurf vom 29.04.2024 zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIb am 27.05.2024 / La 

IV. Antrag des Kulturausschusses: 

1. Verein Bauhoftheater Braunau; Braunauer Theatersommer 2024; 
Ansuchen um Förderung 
 
GR Hermann berichtet über den Tagesordnungspunkt. 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IV/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
Zustimmung zur Förderung des Braunauer Theatersommers 2024 durch  
a) Gewährung einer Barförderung in Höhe von EUR 18.000,00. Die Auszahlung erfolgt  
     nach Vorlage einer vollständigen Abrechnung der Einnahmen/Ausgaben mit Einzel- 
     belegen.  
b) Übernahme der angesuchten Sachleistungen mit Plankosten in Höhe von  
     ca. EUR 8.685,60. 
Die Gesamtförderung beträgt somit ca. EUR 26.685,60. 
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Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  Bgm. Waidbacher, Vbgm. Baccili, GR Eberl, 
  GR Haubentrath, GR N. Bernroithner, GR Stoffle, 
  StR Gaisbauer, GR Stoiber, GR Šijaković,  
  GR Höfelsauer, GR Kritzinger, GR Hermann,  
  GR A. Bernroithner, GR Dutzler, GRE Obermayr, 
  SPÖ-Fraktion, Grüne-Fraktion 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  GR Bruckbauer, FPÖ-Fraktion 
 
an KK am 27.05.2024 / La 

V. Antrag des Bildungsausschusses: 

1. Volksschulen – IT-Bereich 
Fortbildungsveranstaltungen bzw. Workshops für Schüler*innen 
 
GR Mag. Kritzinger berichtet über den Tagesordnungspunkt. 
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP V/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Fin.A.) 
a) Der Gemeinderatsbeschluss TOP A/I/1, vom 06.07.2023 wird mit Ende des 

Schuljahres 2023/24 aufgehoben. Die bisher von den Volksschulen beauftragten 
Kurse bzw. Workshops aus dem IT-Bereich werden ausnahmsweise übernommen. 

b) Die Stadtgemeinde Braunau gewährt ab dem Schuljahr 2024/25 für die Teilnahme 
an Workshops, die den sicheren und richtigen Umgang mit dem Internet 
betreffen, eine Unterstützung im Ausmaß von 50 % der Kosten pro 
Volksschüler*in; 50 % der Kosten sind jeweils von den Erziehungsberechtigten zu 
tragen. Der Gemeindeanteil (50 %) wird mit max. EUR 1.000,00 pro Volksschule 
festgelegt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Ib am 27.05.2024 / La 
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VI. Antrag des Planungsausschusses: 

1. Krabbelstube Haselbach, ÖEK Nr. 2 – Änderung Nr. 31, Flächenwidmungsplan Nr. 6 – 
Änderung Nr. 25, Bebauungsplan Nr. 10 – Änderung Nr. 63; Einleitung 
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler berichtet über den Tagesordnungspunkt. 
 
GR Gapp weiß, dass es sich hierbei um die Einleitung eines Widmungsverfahrens 
handelt, sie möchte trotzdem frühzeitig darauf hinweisen, dass durch einen Bau der 
Krabbelstube in Haselbach und damit dem Wegfall der Krabbelstubenplätze beim 
Kindergarten Neustadt, es für berufstätige Eltern vermehrt zu logistischen Problemen 
kommen wird. Vor allem, weil man in der Neustadt geplant hat viele Wohnungen zu 
bauen. Daher werden die Plätze, die es jetzt in der Neustadt in der Krabbelstube 
Löwenzahn gibt, bei weitem nicht ausreichen. Deswegen möchte sie ganz dringend 
darauf hinweisen, dass es ganz wichtig ist, Eltern die Möglichkeit zu geben, wenn sie 
zwei Kinder im Vorschulalter haben, dass sie nicht an zwei verschiedene Orte fahren 
müssen, um diese Kinder in eine Betreuung zu geben. Andernfalls wird es noch viel 
schwieriger werden, Familie und Beruf zu vereinbaren. Eine Krabbelstube in Haselbach 
ist sicher zu befürworten, wenn es dann sicher auch weitere Plätze in der Neustadt 
geben wird, weil man dort ein Stadtentwicklungsgebiet hat.  
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler gibt Frau GR Gapp vollkommen recht, nur bringt es 
nichts einen Stadtteil gegen den anderen auszuspielen. Da kommt man nicht weiter. Es 
entstehen insgesamt zwei zusätzliche Krabbelstubengruppen. Wenn jetzt die 
Krabbelstube in Haselbach nicht errichtet wird, hat man in Summe zwei 
Krabbelstubenplätze weniger. Das Thema wird einen sowieso noch massiv 
beschäftigen, weil man weiß, dass mit der gratis Krabbelstube die Nachfrage hier 
steigen wird. Er ist bei Frau GR Gapp, die Neustadt ist ein ganz ein eigenes Thema, das 
wird man auch im kommenden Planungsausschuss noch einmal intensiv diskutieren, da 
dort die Stadtentwicklung stattfinden wird. Das ist allerdings ein mittel- bis langfristiges 
Projekt. Da wird sich die Themenstellung mit Kindergarten, Volksschule und 
Krabbelstube ohnehin in einer ganz anderen Dimension stellen. Warum diese 
Umschichtungen hier intern erfolgt sind, diese Frage kann man vielleicht an die 
Verwaltung weitergeben. Auch wenn dieser Standort aus Sicht der Raumplanung nicht 
ideal ist, ist er der Beste, der zur Verfügung steht. Aber diese interne Umschichtung der 
Krabbelstubenplätze hat mit dem Standort an sich nichts zu tun. Wenn der Platz nicht 
kommt, dann gibt es insgesamt zwei weniger und dann hat man als Stadt insgesamt ein 
größeres Problem.  
 
Bgm. Mag. Waidbacher ergänzt, dass sich in der Praxis herausgestellt hat, dass es 
organisatorisch nicht unbedingt das Einfachste ist, wenn zwei unterschiedliche 
Rechtsträger an einem Standort gemeinsam arbeiten müssen. Das ist der erste Punkt. 
Und der zweite Punkt ist, dass es eigentlich die Ideallösung wäre, wenn man in jedem 
Kindergarten auch Krabbelgruppen hätte. Das ist aber leider nicht umsetzbar. Jetzt hat 
man genau die Situation, dass zum Beispiel Haselbacherinnen und Haselbacher, die 
Kinder unter drei Jahren haben, diese in die Mozartstraße fahren müssen. Und man hat 
in der Nähe der Neustadt die Mozartstraße, wo man derzeit sechs Gruppen hat. Man 
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wird immer irgendwo Transportprobleme haben, egal wie man es macht. Außer man 
schafft es wirklich, dass man in jedem Kindergarten beides anbieten kann. Wie erwähnt 
wäre das die Ideallösung, nur das wird man nicht schaffen. Jetzt fahren auch 
Haselbacher oder Ranshofner ins Kainzgut. Wie Herr Vbgm. Grabner-Sittenthaler 
gesagt hat glaubt auch er, dass es gefährlich ist, wenn man einen Stadtteil gegen einen 
anderen ausspielt.  
 
GR Gapp ist es absolut nicht darum gegangen, dass man einen Stadtteil gegen einen 
anderen ausspielt und sie weiß sehr wohl, dass es in Haselbach auch Bedarf gibt. Ihr 
geht es darum, dass man die Neustadt im Auge behält, weil es laut ihren Informationen 
nicht direkt geplant ist, dort weitere Krabbelstubenplätze zu schaffen. Ihr geht es 
darum, dass man dort, wo ein Stadtentwicklungsgebiet ist, genügend 
Krabbelstubenplätze hat. Auch in Haselbach, soweit sie Informationen hat, werden der 
Kindergarten und die Krabbelstube nicht der gleiche Betreiber sein, sondern werden 
auch dort zwei verschiedene Rechtsträger sein. Vielleicht ist ihre Information aber auch 
falsch. Also hat man da dann genau das gleiche Problem wie man es jetzt in der 
Neustadt hat.  
 
Bgm. Mag. Waidbacher erwidert, dass es in Haselbach dann baulich getrennt sein 
wird, es also dann zwei Einzelbauten sind. Jetzt hat man eine Baulichkeit gemeinsam 
und dann werden es zwei getrennte Baulichkeiten sein.  
 
BD DI Schug ergänzt, dass man etliche Varianten geprüft hat. Man hat das Problem, 
dass man jetzt eine Sonderförderung für die nächsten Jahre bekommt, für die man 
aber ganz schnell sein musste. Man will schon im Jahr 2025 diese neuen 
Krabbelstubenplätze aufmachen und das war bei den ganzen Variantenprüfungen 
realistisch nur dort möglich. Der Mehrwert dort, wie bereits feststellt wurde ist, dass 
daneben der Kindergarten ist, es ist also ein bisschen ein Campusgedanke dabei. 
Deswegen hat einem das recht gut gefallen. Und bis auf den Pferdefuß, dass man den 
Bolzplatz verliert, der aber Gott sei Dank nicht wahnsinnig intensiv genutzt wird, ist der 
Standort für Laab und den ganzen Osten von Braunau nicht schlecht. Was das 
Siedlungsgebiet in der Neustadt betrifft, wird in der nächsten Ausschussrunde intensiv 
diskutiert werden, auch was die Zeitschiene betrifft. Es werden aber Grundflächen 
abzutreten sein, die für genau diese soziale Infrastruktur denkbar sind. Also sollte es 
einen dritten Standort geben, wird dieser mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit dort sein. Aus dem einfachen Grund, weil dort die Entwicklung 
stattfindet und weil man sich dort Grundflächen im Zuge dieser Entwicklung auch zur 
Verfügung stellen lassen wird. Ob das dann notwendig ist, dass man über diese zehn 
Krabbelstubengruppen hinaus verfügt, oder ob man sich das auch leisten kann aus 
mehrerlei Hinsicht, das ist ein eigenes Thema. Aber da arbeitet man natürlich mit 
Optionen für die Zukunft, die man dann ziehen kann, wenn man sie braucht. Die 
Neustadt war schon im Bau so angelegt, dass man sechs Gruppen, also vier 
ursprünglich für den Kindergarten und zwei Krabbelstubengruppen jederzeit 
umfunktionieren kann, dass man langfristig flexibel ist und nach Bedarf ein wenig 
switchen kann. Es gibt keine andere Variante, wo man das in dieser Geschwindigkeit 
und dieser Qualität schafft. Gerade in dem Bereich kommen die Kinder ja nicht von 
selbst, sie werden also so oder so angeliefert. Natürlich gilt je einfacher, desto besser, 
das ist aber auch an diesem Standort sehr gut möglich. Es war von allen Varianten, die 
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man geprüft hat, die mit Abstand interessanteste und beste.  
 
GR DI Mag Hackl möchte noch klarstellen, dass in der Anfrage untergegangen ist, dass 
man prüft, ob man die zwei Krabbelstubenplätze in der Neustadt belässt und in 
Haselbach zwei Kindergartengruppen plus Krabbelstubengruppen macht. Das wäre das 
Ziel, dann hätte man nämlich für die Eltern aus Haselbach Kindergarten und 
Krabbelstube am gleichen Ort und in der Neustadt ebenfalls Kindergarten und 
Krabbelstube am gleichen Ort. Das Argument mit der Förderung, das mag stimmen, 
oder er glaubt, dass es stimmt. Interessant wäre wie es sich abspielt, wenn man in 
Haselbach Kindergartengruppen plus Krabbelstube macht, ob man dann um viel 
weniger Förderung bekommen würde. Er nimmt an, das wird so sein. Zusätzlich 
interessant wäre natürlich jetzt auch noch die mittelfristige Perspektive, wenn man als 
Gemeinde vor hat, dass man in den nächsten fünf bis zehn Jahren eine neue 
Krabbelstube in der Neustadt baut. Dann hat man da auch Krabbelstube und 
Kindergarten zumindest in örtlicher Nähe. Wenn man sich darauf verständigt, dass das 
so sein wird, dann ist das auch ein Trost für zukünftige Eltern.  
 
BD DI Schug antwortet zur letzten Frage, dass die realistischste Option, wo man den 
dritten Standort aus heutiger Sicht errichten wird, die Neustadt ist, weil eine ganz 
wichtige Grundvoraussetzung die Grundstücksverfügbarkeit ist. Man wird im Zuge 
dieser Widmungen Flächen für die soziale Infrastruktur definitiv auch für die 
Erweiterung der Krabbelstube ausweisen. Zum ersten Punkt – das jetzt aufzuteilen, das 
funktioniert leider nicht, oder Gott sei Dank, je nachdem wie man es sieht. Für eine 
Kindergartengruppe braucht man einen Bewegungsraum und man braucht 500m² 
Außenfläche. Bei der Krabbelstube braucht man keinen Bewegungsraum und man 
braucht pro Gruppe 200 m² Außenfläche. Die vier Gruppen gehen sich gerade so aus 
mit der Fläche, die man jetzt zur Verfügung hat. Man hat weder den Platz für 500m² 
Außenfläche, noch den Platz für den Bewegungsraum und budgetär müsste man 
wieder einen Bewegungsraum mehr bauen. Man hatte etliche Überlegungen und das 
ist die Überlegung, die am Schluss dabei raus gekommen ist. Die Variante, die Herr 
GR Hackl angesprochen hat, ist auch praktisch geometrisch nicht möglich.  
 
Vbgm. DI Grabner-Sittenthaler meldet sich nochmals abschließend zu Wort, weil er 
jetzt auch besser versteht, was das Anliegen der Grünen-Fraktion war. Die Grüne-
Fraktion ist ja auch im Planungsausschuss vertreten, und es ist völlig klar, dass wenn die 
Entwicklung in der Neustadt so stattfindet, wie es jetzt in Diskussion ist, dann wird es 
auch Raumordnungsverträge geben, wo genau diese Flächen vorgesehen werden und 
zum Teil sogar die Errichtung den Widmungswerbern so quasi umgehängt wird. Das ist 
völlig klar, das geht heutzutage gar nicht mehr anders. In dieser Hinsicht kann er 
beruhigen. Wenn es eine Entwicklung in der Neustadt gibt, egal in welcher 
Größenordnung, wird es diese Infrastruktur 100%ig geben, das ist unstrittig.  
 
GR Mag. Kritzinger möchte noch in die Kerbe des Rechtsträgers beziehungsweise 
Dienstgebers einschlagen. Man muss sich vorstellen, wenn man jetzt die vier 
Krabbelstubengruppen an dem einen Standort hat und es ist jemand krank, hüpft 
einfach jemand von der Nachbargruppe hinein. Bei den vier Gruppen ist das super, die 
kennen sich untereinander. Wenn jetzt aber zwei Gruppen dort sind, muss immer 
jemand von woanders hinfahren und wenn die Kinder diese Personen nicht kennen, 
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weiß er nicht wie diese darauf reagieren. Wenn alle von einem Rechtsträger sind, dann 
hüpft tatsächlich jemand vom Kindergarten in die Krabbelstube, weil es egal ist, auch 
die Ausbildung. Wenn aber immer wer von Haselbach in die Neustadt fahren muss und 
es ist vielleicht täglich jemand anderes, dann hat man ein Problem, weil dann werden 
Kinder krank und dann können die Eltern erst recht nicht arbeiten gehen. Das nur als 
kleinen Gedankengang, weil er gerade überlegt hat, wie man das macht wenn jemand 
ausfällt, weil das auch ein bisschen sein Job ist und das ist wie er glaubt ein Knackpunkt 
aus momentaner Sicht.  
 
Bgm. Mag. Waidbacher bedankt sich für die Außensicht eines Administrators.   
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VI/1 
abstimmen. 

Antrag: 
Aufgrund des im Amtsvortrag angeführten Sachverhaltes und der Begründung ist das 
Verfahren zur  
a) Änderung Nr. 31 des ÖEK Nr. 2 lt. Änderungsplan ÖEK 2.31 – Krabbelstube 

Haselbach vom 10.04.2024 
b) Änderung Nr. 25 des Flächenwidmungsplanes Nr. 6 lt. Änderungsplan FW 6.25 – 

Krabbelstube Haselbach vom 10.04.2024 
c) Änderung Nr. 63 des Bebauungsplanes Nr. 10 lt. Änderungsplan BPL 10.63 – 

Krabbelstube Haselbach vom 23.04.2024 
nach den Bestimmungen des Oö. ROG 1994 idgF einzuleiten. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 27.05.2024 / La 

VII. Anträge des Verkehrsausschusses: 

1. Parkgebührenordnung, Bewohnerparkverordnung; konsolidierte Fassungen 
 
StR Ing. Pill berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/1 abstimmen. 

Antrag: (mit Wi.A.) 

a) Die Verordnung des Gemeinderates der Stadtgemeinde Braunau am Inn 
betreffend die Erhebung einer Gemeindeabgabe für das Abstellen von 
mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen wird (in der Fassung des 
beigeschlossenen Entwurfes vom 10.04.2024, AZ. POL.122/10/G/24-Mag. KAT) 
beschlossen.  



11 

 

b) Die Verordnung des Gemeinderates der Stadtgemeinde Braunau am Inn, mit 
welcher ein Gebiet (Zone) und Personenkreis betreffend die Erteilung von 
Ausnahmebewilligungen gemäß § 45 Abs. 4 und 4a StVO 1960 bestimmt werden, 
wird (in der Fassung des beigeschlossenen Entwurfes vom 10.04.2024, AZ. 
POL.122/10/B/24-Mag. KAT) beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Pol. am 27.05.2024 / La 

2. Bahnhofstraße; Kurzparkzone 
redaktionelle Korrektur 
 
StR Ing. Pill berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
GR DI Mag. Hackl ist grundsätzlich damit einverstanden, aber als redaktionelle 
Änderung würde er das nicht bezeichnen, wenn sich die Gültigkeit von fünf Tage auf 
sieben Tage erhöht.  
 
StR Ing. Pill erklärt, dass man es eigentlich so beschließen wollte, aber am Schild war 
die Angabe falsch.  
 
Für GR DI Mag. Hackl ist das auch in Ordnung, aber er sieht es nicht als redaktionelle 
Änderung.  
 
StR Ing. Pill erwidert, dass es so aus der Rechtsabteilung der Gemeinde kommt, er geht 
davon aus, dass man es dort geprüft und als redaktionelle Änderung bewertet hat.  
 
AD Mag. Reiter ergänzt, dass das Land Oberösterreich es so gesehen hat, dass man es 
gar nicht hätte ändern müssen, sondern einfach das Schild hätte tauschen können. 
Man hat aber gesagt, dass man es trotzdem noch einmal mit einem Beschluss 
ordentlich macht, damit es auch wirklich rechtssicher ist. Deswegen kann man es auch 
als redaktionell bezeichnen.  
 
GR Mag. Dr. Eberl glaubt, dass es auch deswegen als redaktionell gesehen wird, weil 
Verordnung ist das eine, aber mit der Kundmachung wurde dann das Schild erstellt 
und beim Schild ist dann der Verordnungstext falsch angeführt worden. Deswegen 
hätte sie das auch als redaktionelle Änderung gesehen.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VII/2 
abstimmen. 
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Antrag: (mit Wi.A.) 
Die Verordnung, mit der die Verordnung des Gemeinderates der Stadtgemeinde 
Braunau am Inn vom 12.12.2023, GZ. POL.121/10-B02/2023-Mag. KAT, „über die 
Errichtung einer „Kurzparkzone“ in dem im angeschlossenen Lageplan 
gekennzeichneten Bereich des Bahnhofsvorplatzes entlang der Bahnhofstraße“ 
abgeändert wird, wird (entsprechend dem beiliegenden Verordnungsentwurf vom 
10.04.2024, GZ. POL.121/10-B02/2024-Mag. KAT) beschlossen. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an Pol. am 27.05.2024 / La 

VIII. Antrag des Bau- und Umweltausschusses: 

1. Gewerberechtliche Verfahren – Vorlage der Stellungnahmen der Stadtgemeinde zur 
Information 
 
GR DI Parfant berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP VIII/1 abstimmen. 

Antrag: 
Die Stellungnahmen der Stadtgemeinde Braunau werden zur Kenntnis genommen 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
 
an IIIa am 27.05.2024 / La 

IX. Antrag des Sozialausschusses: 

1. Familienakademie der Kinderfreunde Region Innviertel; Eltern-Kind-Zentrum 
Braunau; Jahresabschluss 2023 und Ansuchen um Zusatzförderung 2023 vom 
02.04.2024 
 
StR Mag. Schäfer berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
Da keine Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP IX/1 abstimmen 
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Antrag: (mit Fin.A.) 
Die Familienakademie der Kinderfreunde Region Innviertel erhält für das Eltern-Kind-
Zentrum Braunau aufgrund des Ansuchens vom 02.04.2024 für das Jahr 2023 eine 
Zusatzförderung in Höhe von EUR 6.800,00. 

Beschluss: 
Antrag angenommen - einstimmig -  
                                                                                          (ohne LAbg. GR Knauseder  
                                                                                           wegen Befangenheit) 
 
an Ib am 27.05.2024 / La 

X. Antrag des Sportausschusses: 

1. Sport Union Voltigier- und Reitverein Braunau: Errichtung einer Reitsportanlage im 
Tal 
Fördervereinbarung 
Gewährung einer Förderung zu den Pfandrechtseintragungskosten 
 
StR Ing. Mag. Haberfellner berichtet über den Tagesordnungspunkt.  
 
StR HR Mag. Gaisbauer kann es sich nicht verkneifen, trotz der Einstimmigkeit auch im 
Wirtschaftsausschuss, dass sie dazu noch einen kurzen Gedanken anführt. Und zwar 
bekommen die Voltigierer von der Gemeinde 400.000 Euro an Förderung und vom 
Land Oberösterreich ebenfalls 400.000 Euro. Und sie hält es für ein wenig vermessen, 
dass jetzt noch ein Förderansuchen gekommen ist, dass die Eintragung des 
Pfandrechtes, das zugunsten des Fördergebers Gemeinde erfolgt, noch zusätzlich 
gefördert werden soll. Sie hat im Endeffekt im Wirtschaftsausschuss zugestimmt, weil 
es das Kraut sprichwörtlich auch nicht mehr fett macht, aber sie möchte darauf 
hinweisen, dass man in Zukunft, falls wieder Begehrlichkeiten dieses Vereines an einen 
herangetragen werden, ganz genau hin schaut.  
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, lässt der Vorsitzende über TOP X/1 
abstimmen. 

Antrag: (mit Wi.A. und Fin.A.) 
a) Der Gewährung einer Förderung in Höhe von 33 Prozent der förderfähigen 

sportrelevanten Kosten, höchstens jedoch EUR 400.000,00 aus Eigenmitteln der 
Stadtgemeinde Braunau am Inn an den Verein Sport Union Voltigier- und 
Reitverein Braunau für das Projekt der Errichtung einer Reitsportanlage auf der 
Liegenschaft EZ 192, KG Ranshofen, mit der im Entwurf vom 15.04.2024 
beigeschlossenen, vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Fördervereinbarung 
wird zugestimmt.  
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b) Der Gewährung einer Förderung aus Eigenmitteln der Stadtgemeinde Braunau am 
Inn an den Verein Sport Union Voltigier- und Reitverein Braunau in Höhe von  
50 Prozent der Kosten, die dem Verein durch die grundbücherliche Eintragung des 
Pfandrechts gemäß Punkt IV. der im Entwurf vom 15.04.2024 beigeschlossenen, 
vollinhaltlich zur Kenntnis genommenen Fördervereinbarung entstehen, 
höchstens jedoch EUR 5.000,00, wird zugestimmt. 

Beschluss: 
Antrag angenommen Für den Antrag: 
  Bgm. Waidbacher, Vbgm. Baccili, GR Eberl, 
  GR N. Bernroithner, GR Stoffle, GR Bruckbauer, 
  GR Šijaković, GR Höfelsauer, GR Kritzinger,  
  GR Hermann, GR A. Bernroithner, 
  GR Dutzler, GRE Obermayr, SPÖ-Fraktion, 
  FPÖ-Fraktion, StR Winterstätter, GR Gapp, 
  GR Hackl, GR Pandžić, GR Außerhuber-Camposeco 
  Gegen den Antrag durch Stimmenthaltung: 
  GR Haubentrath, StR Gaisbauer, GR Parfant 
 
  (ohne GR Stoiber) 
 
an IIa am 27.05.2024 / La 

XI. Allfälliges 

1. GR Streitberger wurde als Bezirksvorsitzender des Pensionistenverbandes von der 
Ortsgruppe Ranshofen ersucht nachzufragen, wie es mit dem Antrag zur Förderung der 
jährlichen Subvention durch die Stadtgemeinde Braunau aussieht.  
 
Bgm. Mag. Waidbacher fragt, ob das Ansuchen nicht von der Ortsgruppe Braunau 
kam? 
 
GR Streitberger wiederholt, dass ihn der Vorsitzende ersucht hat, nachdem er ja im 
Februar dieses Ansuchen gestellt hat, nachzufragen wie es aussieht, ob er damit 
rechnen kann und wann die Auszahlung dieser Förderung, die ja jedes Jahr geleistet 
wurde, erfolgt.  
 
Bgm. Mag. Waidbacher erklärt, dass man im Prüfbericht des Landes Oberösterreich 
darauf hingewiesen wurde, dass Auszahlungen an Pensionistenverbände zu 
unterlassen sind. Man hat das Thema im Stadtrat ausgiebig diskutiert, wobei es leider 
zu einer negativen Entscheidung gekommen ist. Aber er weiß jetzt nicht, wie es 
innerhalb der SPÖ-Fraktion diskutiert wurde, seine Fraktion wäre dabei.  
 
GR Streitberger muss hier ganz klar feststellen, dass der Pensionistenverband seit 
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2012 ein unabhängiger Verein ist, er ist nicht parteinahe, so wie manche andere 
Pensionistenvereine das sind. Sie als Pensionistenverband Österreich sind keine 
Vorfeldorganisation im rechtlichen Sinne des Parteiengesetzes.  
 
Bgm. Mag. Waidbacher sagt, dass die Entscheidung des Stadtrates dem Vorsitzenden 
der Ortsgruppe Ranshofen mitgeteilt wird. Es kann dann ein neuer Antrag eingebracht 
werden.  
 
GR Streitberger würde als Vorsitzender der Ortgruppe Braunau seinen Antrag 
ebenfalls einbringen und er hofft, auf jetziges Wissen der Allgemeinheit, dass man kein 
parteinaher Verein ist, dass sowohl sein Antrag und auch der der Ortsgruppe 
Ranshofen, eine Zustimmung im Gemeinderat erfährt. Er bedankt sich.  
 
Bgm. Mag. Waidbacher erwidert, dass der Antrag wieder im Stadtrat behandelt 
werden wird.  
 
an Ib am 07.06.2024 / La 
 
 

 
 

2. StR Ing. Mag. Haberfellner möchte daran erinnern, dass am kommenden Sonntag 
wieder der Tag des Sports stattfinden wird und zwar von 14 bis 18 Uhr am Stadtplatz. 
Es würde ihn sehr freuen, wenn er wieder sehr viele der hier Anwesenden dort 
antreffen würde.  
 
Bgm. Mag. Waidbacher bedankt sich, er wird sicher dabei sein.  
 
an KK am 07.06.2024 / La 
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Der Vorsitzende Mag. Waidbacher eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der ÖVP-Fraktion Mag. Dr. Eberl eh. 
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der SPÖ-Fraktion Eiblmaier eh. 
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der FPÖ-Fraktion Bachinger eh.  
 
 
 
Unterschriftsermächtigter der GRÜNE-Fraktion Winterstätter eh.  
 
 
 
Schriftführerin Lahner eh  
 
 
 
Gegen die vorliegende Verhandlungsschrift 
wurden keine Einwendungen erhoben 
 
 
Braunau am Inn, am 5. Juli 2024 
 
 
Der Vorsitzende Mag. Waidbacher eh.  
 
 
 


